Dierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb nck, 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Juſertionsgebühr für den Raum einer 
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echstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr. 
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eu t ſch lan d. 
Landtags⸗Verhandlungen. 
25. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 12. 
12 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen, Leonhardt und 
ablreichen Commiſſarien. 2 
ent v. Bennigfen: Zu meinem Bedauern habe ich heute dem 
Haufe eine Todesanzeige zu machen. Der Abg. Zuckſchwerdt iit nach län: 
gerer Krankheit am 30. December v. J. verſtorben. Derſelbe hat ſeit dem 
i Sabre 1871 den 4. Magdeburger Wahlhezirk (Stadt Magdeburg mit Neu⸗ 
ſtadt und Sudenburg vertreten und ſich an den Geſchäften des Hauſes ſtets 
mit dem regſten Intereſſe betheiligt. Ich bitte zu Ehren des Andenkens 
des 1 ſich von den Sitzen zu erheben. (Die Mitglieder des Hau⸗ 
es erheben fic. E 3 E 
5 ne 8 489 6h ſind eingegangen: 1) von dem Miniſter 
des Innern die Provinzialordnung für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg. Pommern, Schleſien und Sachſen: 2) von dem Finanz mi⸗ 
niſter ein Geſeg⸗ Entwurf; betreffend die anderweite Regelung der Waſſer⸗ 
llaufabgraben im Regierungsbezirf Wiesbaden, ein Nachtrag zu dem Geſetz 


Januar). 
Achenbach mit 


fend die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für das Jahr 1874; 
e n Pe der Finanzen und des Handels ein Geſetz⸗ 
zur Erweiterung des Staatseiſenhahnnetzes; 4) von dem Handels⸗ 
Stes ein Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Anlage von Eiſenbahnen; 
5) von den Miniſtern des Auswärtigen, der Finanzen, des In⸗ 
nern und der Juſtez ein mit dem Herzogthum Anhalt abgeſchloſſener 
Reeceß über Grenzregulirung bei Dornburg; 6) von den Miniſtern des In⸗ 
nern und der Juſtiz ein Geſet⸗Entwurf, betreffend die ſtaatsrechtliche Stellung 
des fürſtlichen Hauſes Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg; 7) von den Miniftern 
der Finanzen und der Juſtiz ein Geſetz⸗Entwurf, betreffend Hinterle⸗ 
E gungsweſen; 8) vom Juſtizminiſter ein C eſetz⸗Entwurf über die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit Minderjähriger und die Aufhebung der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand wegen Minderjährigkeit 9) vom Cultus miniſter ein Ge: 
ſetzentwurf, betreffend die evangeliſche Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 10. September 1873; endlich it ein Antrag des Abg. Hagen auf An: 
nahme eines Geſetzentwurfs, betreffend die Heranziehung der Forenſen, juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen, Actien⸗ und ähnlichen Geſellſchaften zu den Communalah⸗ 
gaben. Vom Finanzminiſter ſind die Rechnungen der Kaſſe der Obberrech⸗ 
nungskammer pro 1872 überſandt. Vom Juſtizminiſter iſt ein Schreiben 
eingegangen, dem zu Folge das Kreisgericht zu Thorn dem Beſchluß des 
Hauses gemäß angewieſen ijt, das gegen die Abgeordneten v. Jazdzewski 
und v. Czarlinski anhängige Strafverfahren für dieſe Sitzungsperiode aufzu⸗ 
heben. Ei 
‘ : Erſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die erſte Berathung des 
Geſetzentwurfs, betreffend die Betheiligung des Staates an dem Unternehmen 
einer die Stadt Berlin durchſchneidenden Eiſenbahn. son 
Abg. v. Kirchmann wendet fid gegen die Vorlage, weil die Rentabilität 
der Bahn durchaus nicht ſo geſichert ſei, wie in der Regierungsvorlage an⸗ 
genommen werde, der Bau der Bahn würde viel mehr koſten, als der Vor⸗ 
anſchlag angebe, es ijt eine üble Vorbedeutuog. daß das Project ir der Zeit 
des höchſten Schwindels auftauchte und daß trotzdem die Geſellſchaft die 
nöthigen Gelder nicht aufbringen konnte. Die verſchiedenen Häuſerkäufe 
werden ſehr bedeutende Summen koſten und die Rentabilität wird eine ſo 
geringe ſein, daß die ſieben Millionin Thaler à konds perdus gegeben ſein 
werden. Außerdem aber wird dem Uebelſtande der Wohnungsnoth, der ja 
auch ein weſentliches Motiv bilde, dieſes Project zu unterſtützen, nicht abge⸗ 
helfen werden, weil ja die Bahn die Stadt nur in der Richtung von Oſten 


nach Weſten durchſchneiden ſoll und ſo doch nur für die nächſtgelegenen 
Sa ee fein wird. Der Vergleich mit der Omnibus⸗Actiengeſellſchaft 
ſei nicht zutreffend, weil die Omnibustouren die Stadt in allen Richtungen 
durchkreuzten. Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Vorlage beantragt der 
Redner die Verweiſung an eine Commiſſion. ei ; 
: Abg. v. Benda will nicht näher auf die Rentabilität der Bahn eingehen, 
weil weder die Motivefder Regierungsvorlage, noch die Ausführungen des Vorred⸗ 
ners genügenden Anhalt geben. Die Eiſenbahn wird nicht lediglich im Intereſſe 
der Stadt gebaut, ſondern im allgemeinen Staatsintereſſe. Redner legt des⸗ 
halb auf die Nentabilitätsfrage kein Gewicht, beſonders weil das finazielle 
E hijito” kein großes fei. Das Bedenken liegt für den Redner nur in dem 
Umſtande daß ſich der Staat an einer Gründung betheiligt. Dies Verfahren 
dit ungewöhnlich und bedarf deshalb einer ernften Unterſuchung in Bezug 
i auf die juriſtiſche Form und ſonſtige Ergänzungen, welche die Regierung in 
der Commiſſion zu geben hätte. Eine Verwahrung aber muß dagegen ein⸗ 
gelegt werden, daß dad zuſtimmende Votum nicht etwa unberechligte Ana⸗ 
8 eh und Conſequenzen hervorrufe und unter dem Princip des mehr oder 
weniger großen öffentlichen See an das Haus nicht die Zumuthung 
geſtellt werde, einer nothleidenden Geſellſchaft zur Seite zu ſpringen. Dann 
aber muß ſich das Haus bei dieſer Vorlage ernſtlich mit der Tariffrage be: 
ſchäftigen, die eine überaus dringende it und welche Redner nicht beim 
Eiſenbahnetat erledigt ſehen möchte im Intereſſe der Beſchleunigung der Etats⸗ 
berathung. Beſonders aus dem letzten Grunde beantragt derſelbe die Be⸗ 
rathung in einer Commiffion von 21 Mitgliedern vornehmen zu laſſen. 
Handelsminiſter Dr. Achenbach: Weder hat die Regierung mit dieſer 
Vorlage beabſichtigt, einer nothleidenden Geſellſchaft zu helfen, noch hat ſie 
ſich zu derſelben durch Illuſionen beſtimmen laſſen, fie iſt im Gegentheil von 
ſehr nüchternen Vorausſetzungen ausgegangen. Der Fiskus beſitzt am Oſt⸗ 
ende unſerer Stadt zwei große Bahnhöfe, welche der Ausgangspunkt oder 
der Endpunkt zweier großartiger Staatseiſenbahnen find. Durch die Bewil⸗ 
ligungen des Landtages iſt die Regierung in den Stand geſetzt, auch im 
Weſten der Stadt eine Eiſenbahn beginnen zu lönnen, welche gewiſſermaßen, 
was die Großartigkeit betrifft, in der Geſchichte des deutſchen Eiſenbahn⸗ 
weſens einzig daſteht. Wenn nun durch eine Bahn jene großartigen Netze 
des Dftens und Weſtens verbunden werden follen, fo möchte dieſer Zweck ein 
| folder fein, daß keine Regierung, die ſich ihrer Verantwortlichkeit bewußt iſt, 
die Gelegenheit der Löſung ungenutzt vorüber gehen laſſen kann. Hierzu 
kommt, daß die Leichtigkeit des Verkehrs unmittelbar aus der Stadt heraus 
zu jenen ‚groben Bahnen und bon den Bahnen in die Mitte der Stadt ein 
E wichtiger Factor für jene Unternehmungen iſt. Stets iſt die Erleichterung 
des Verkehrs mit einer Vermehrung deſſelben verbunden und mit einer Ver: 
mehrung der Einnahmen, welche aus dem Verkehr eutſpringen. Ein deut⸗ 
Wid ex Beweis für die Richtigkeit der Rechnungen der Regierung liegt darin, 
A a0 die Vertreter der hieſigen 0 ner einſtimmig in der erſten 
iesbezüglichen Conferenz zu Protokoll gegeben haben, daß es ſich hier um 


ES 


in überaus pena den Unternehmen handle. Die Directoren ſämmt⸗ 
cher Bahnen haben fic) den Beitritt zu dieſem Unternehmen vorbehalten: 


denen Bahnen Anſchlüſſe zu erreichen feien. > 
1 Der leztere Punkt gerade, ſowie die Ausführung dieſer u nicht 


E conto des Gejammtunternehmens, ſondern der einzelnen Bahnen ſelbſt 


hat einige ien hervorgerufen, ja den Nichtbeitritt einiger Directionen 
Motivirt. 


Wägen Sie nun die Summen ab, die von den Bahnen, welche 
ſich zum Beitritt bereit erklärt haben, zu dem Unternehmen hergegeben wer⸗ 
den — 5 Millionen Thaler — und ſtellen Sie dieſen Summen den ſiskali⸗ 
ſchen Beitrag von 7 Millionen gegenüber, fo kommen hiervon einmal im Ab⸗ 
auge ungefähr 3—4 Millionen, die am Bahnhof erſpart werden. Es bleibt 
ein Reſt von 3—4 Millionen, welcher adäquat iſt den Beiträgen, welche jene 
Neale zu dem Unternehmen bewilligen. Wir ſind alſo in dieſer 
2 eziehung rein von Geſichtspunkten des eigenen Intereſſes ausgegangen. 
Für die großartige Anlage Berlin⸗Sierck kommt nämlich vor allem eine ge⸗ 
Lignete Lage des Bahnhofs in Betracht. War es thunlich, denſelben etwa 
nach Moabit zu verlegen, oder lag es nicht vielmehr in der Nothwendigkeit, 
ihn in die unmittelbare Nähe der Stadt, ja in die Stadt ſelbſt hineinzulegen, 
ma in die Friedrichsſtraße? Aber wäre man in letzterem Falle 


it 4 Millionen ausgekommen? Die Rechnung der Motive in dieſer Be⸗ 
ziehung wird alſo richtig angelegt fein und zugleich wird mit geringen Koſten 
die Verbindung des Oſtens und Weſtens der Stadt ermöglicht. Es iſt ferner 
"gejagt worden, die Rentabilität der Stadtbahn fei fraglich. Die Regierung 


Entwurf, betreffend die Aufnahme einer Anleihe in Höhe von 50,600,000: 


1) wenn der Fiskus ſeinerſeits ſich betheilige und 2) wenn für die verſchie⸗ J 


Fünfundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


y 


Expedition: Herrenſtraße Mr. 20. Außerdem übernehmen alle Boft- 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


hat ſich in der ganzen Vorlage durchaus nicht die Aufgabe geſtellt, speciell 
eine Rentabilität der Bahn auf Heller und Pfennig nachzuweiſen. Ein ſolches 
Problem wäre auch ohne Prophetengabe nicht zu löſen. Aber ſicher liegt 
dasjenige greifbare fiskaliſche und allgemeine Intereſſe vor, welches ich vorhin 
bezeichnet habe. 

Der Koſtenanſchlag ift übrigens allerdings einer Reviſion ſeitens der 
Staatsbehörde unterzogen; eine mit dem Eiſenbahnweſen genau vertraute 
Unterbehörde iſt damit beauftragt, außerdem hat eine Superreviſton im Mi⸗ 
niſterium ſtattgefunden, durch welche der urſprüngliche Koſtenanſchlag um 
1½ Mill. erhöht wurde. Von den erforderlichen Grundſtücken machen die⸗ 
jenigen, welche von der Eiſenbahnbaugeſellſchaft für die Stadtbahn zu erwer⸗ 
hen ſind, insgeſammt die Hälfte aus, ein weiteres Viertel iſt in fiskaliſchem 
Beſitz (beſtehend zum großen Theil aus fiskaliſchen Gewäſſern) nur das letzte 
Viertel befindet ſich in Privathänden, und dieſes liegt zum Theil außerhalb 
der Stadt. Von dem ganzen erforderlichen Terrain iſt nur ein Drittel inner⸗ 
halb der Stadt belegen. Unter dieſen Umſtänden lag es der Regierung fern, 
auf andere Intereſſenten Druck auszuüben, und es iſt mir auffällig geweſen, 
daß Zeitungen ſich zum Mentor von Nachrichten machen, die ſich von vorne 


herein als aus der Luft gegriffen charakteriſtren. Ich muß die angezogenen 


Zeitungsnachrichten, denen zufolge das Miniſterium au die Auhaltiſche Bahn 
ein 5 Anſinnen geſtellt haben ſoll, als rein erfunden bezeichnen; was 
für ein Zweck ihnen zu Grunde liegt, vermag ich nicht zu erkennen. In der 
Discuſſion iſt weiter die Wohnungsfrage von Berlin in Anregung gebracht, 
und zwar nach dem Vorgang der Motive. Judeſſen iſt die Wohnungsfrage 
keineswegs der beſtimmende Factor für die Regierung geweſen; es lag nicht 
in der Abſicht, irgend einer Stadt, und ſei es auch Berlin, gewiſſermaßen 
eine Subvention zu gewähren. Aber wenn wir in der Lage find, die allge⸗ 
meinen Intereſſen weſentlich zu fördern und gleichzeitig einer fo großen, volt 
reichen Stadt Vortheile zu verſchaffen, ſo dürfen wir dieſe Gelegenheit mit 
Freuden ergreifen. Freilich hat Berlin nicht die reiche Geſchichte, wie andere 
große Städte Europa's, aber ihre Gegenwart it eine ſolche, daß fte ſich 
hinter keine andere Hauptſtadt Europa's, was Gewerbefleiß und Thätigkeit 
ihrer Bewohner betrifft, Regen d braucht; ſie iſt zu Stande gekommen 
durch die Kraft unſerer Regenten, durch die Kraft und den Gewerbefleiß ihrer 
Bevölkerung. a 

Wenn wir die wirthſchaftlichen und foctafen Verhältniſſe dieſer gewerb⸗ 
reichen Stadt verbeſſern, einer Stadt, welche der Sitz des Königs, der Par⸗ 
lamente und gewichtiger Körperſchaften iſt, ſo erfüllen wir gewiß einen hoch⸗ 
wichtigen Zweck. Die Erreichung dieſes Zwacks kann ſicherlich kein Grund 
ſein gegen die Vorlage, fordern einzig ein Motiv, welches die Vorlage unter⸗ 
ſtützt. Illuſtonen giebt fic) die Regierung in dieſer Beziehung nicht hin, fe 
weiß ſehr wohl, wie ſchwierig die focialen Fragen auch in Bezug auf die 
Wohnungsfrage zu löſen ſind. Wenn früher gerade aus der Wohnungs⸗ 
frage Bedenken hergeleitet wurden, ſo kommt dagegen in Betracht, daß das 
gegenwärtige Project ein anderes iſt. Urſprünglich wollte die dentſche Eiſen⸗ 
bahnbaugeſellſchaft, direct von Berlin nach Meiningen bauend, zu anderen 
Bahnen einen Weg finden; augenblicklich tritt das Berliner Stadtbahn⸗ 
Unternehmen mit einer gewiſſen Selbſtſtändigkeit auf. Es ſetzt ſich in Ver⸗ 
bindung mit den wichtigſten Bahnnetzen, die Berlin hat; in Verbindung 
ferner mit der Ringbahn, die in Staatshänden iſt, während ſie ſelbſt von 
der Regierung dirigirt werden ſoll. Es iſt alſo eine unmittelbare Verbin⸗ 
dung der Stationen der Ringhahn mit den Stationen der Stadtbahn mög⸗ 
lich und das geſammte weite Terrain, welches von der Ringbahn berührt 
wird, kann mit dem Mittelpunkte der Stadt in unmittelbare Beziehung 
treten. Und in dieſem Zuſammenhang darf man ſagen, daß ein wichtiger 

eitrag zur Löſung der Wohnungsfrage in Berlin mit der Stadtbahn ge⸗ 
liefert wird. Früher hatte noch mit dem Plane der deutſchen Eiſenbahn⸗ 
Baugeſellſchaft ein anderes Project concurrirt, welches indeſſen nicht weiter 
zur Ausführung gekommen iſt. Auch ihm lag die Abſicht zu Grunde, 
Berlin zu durchſchneiden, ſodann aber in größeren Bogen um die Stadt 
herumzugehen. Dieſes Projeet, noch weitere Verkehrscirkel um Berlin zu 
ziehen, wird von mir auch in Zukunft unterſtützt werden; die nachgeſuchte 
Erlaubniß zu Vorarbeiten iſt meinerſeits bereits ertheilt und es ſollte mich 
freuen, wenn dies Unternehmen zu Stande kommen ſollte; daſſelbe würde 
die Löſung der Wohnungsfrage beträchtlich fördern. Wenn ich alles dies 
santen ae glaube ich in der That, daß gewichtige Intereſſen dafür 
ſprechen, das porliegende Unternehmen, welches auf der gegenwärtigen Baſis 
ausführbar erſcheint, jetzt zu Stande zu bringen. 

Ich muß zum Schluß noch einen Punkt berühren. Einer der Vorredner 
hat angedeutet, daß die Privatbahnen, welche fid) bei dieſem Unternehmen 
betheiligt hätten, von andern Motiven beſtimmt ſein könnten, als von den 
Intereſſen, welche den Fiscus bewegen; er wies darauf hin, daß gleichſam 
als Kaufpreis für die Betheiligung einer dieſer Bahnen eine Conceſſion für 
eine Zweigbahn von Charlottenburg nach Potsdam in Ausſicht geſtellt ſei. 
Ueber dieſe Zweigbahn iſt noch nichts entſchieden; die Erlaubniß zu den 
Vorarbeiten it zwar ertheilt, aber nach meiner Erinnerung früher, als eine 
Feſtſtellung über die Stadtbahn zu Stande gekommen iſt — ich weiß dies 
nicht ganz genau; aber andererſeits fußt eben jenes Project von Charlotten⸗ 
burg nach otsdam e auf dem Zuſtandekommen der Stadt⸗ 
bahn, es iſt eine naturgemäße Folge dieſes Unternehmens, aber keineswegs 
ein Kaufpreis oder ein Geſchäft, bei welchem auf der einen Seite dies qe: 
boten und auf der andern jenes gewährt wird. Einen ſolchen Standpunkt 
muß ich überhaupt von mir abweiſon. Ich ſtehe in dieſer Angelegenheit 
überhaupt nicht auf dem privatrechtlichen Standpunkte des Feilſcheus, wo⸗ 
nach der Eine etwas bietet und der Andere etwas gewährt, fondern ich bin 
0 ſolche Fragen lediglich nach dem Geſichtspunkte des öffentlichen 

ntereſſes zu erwägen und danach meine Entſcheidungen zu treffen. (Leb⸗ 
bafter Beifall.) 2 

Abgeordneter Hoppe: Die in Rede ſtehende Eiſenbahn hat bereits ihren 
Schatten vorausgeworfen. Der Miniſter hat foeben als Hauptbeweggrund 
für dieſes Unternehmen die Verbindung des Oſtens mit dem en ange: 
führt, welche dann durch die Linie Berlin⸗Wetzlar vollendet werden ſoll. Man 
ee von einem Eiſenbahnnetz für Berlin mit einem Knotenpunkt geſprochen, 

ier haben wir blos eine Linie; wenn dieſe unterſtützt wird, werden noch 
mehr derartige Unternehmungen unterſtützt werden müſſen. Die Stadtbahn 
tt für die Verbindung des Oſtens mit dem Weſten nicht ein dringendes De: 
dürfniß, weil wir ja die Verhindungsbahn haben. Wenn die Verbindung 
der äußeren Theile Berlins mit dem Mittelpunkt ſo durchaus nothwendig 
wäre, fo hätte die Regierung dafür forgen müſſen. Wie Sie wiſſen, hat die 
königliche Polizeiverwaltung in Berlin nach Belieben über den Bau von 
Straßen zu beſtimmen. Der frühere Polizeipräſident zeigte ſich nachgiebig 
gegen die Pferdeeiſenbahn; der jetzige war entſchieden dagegen, bis er nach 
Wien ging und dort an den communalen Einrichtungen Vieles lernte. 
Ebenſo ging es mit dem Projecte der Markthallen. In Berlin hat man ſich 
ahre lang bemüht, eine ordentliche Polizeiberwaltung zu bekommen; man 
hat heute noch keine ordentliche Baupolizeiordnung, aus dem Grunde, weil 
das Polizeipräſidium immer mit neuen Einwendungen kommt, die längſt be: 
ſeitigt wären, wenn die Polizei eine communale wäre. Weil die Entwicke⸗ 
lung des Verkehrs in Berlin vielfach nur gehemmt iſt, daraus kann man 
noch nicht auf die Dringlichkeit des Bedürfniſſes ſchließen. Redner hält ded: 
bald eine Commiſſionsberathung für nothwendig. Wenn nun wirklich das 
Bedürfniß vorhanden iſt, ſoll dann der Staat bauen? Die Frage iſt zu be⸗ 
jahen oder zu verneinen, ein Mittelding giebt es nicht. 

Wenn der Staat dann nicht alle Eiſenbahnen innerhalb der Stadt hat, 
entſtehen Conflicte, die nur dadurch entſchieden werden können, daß der Stagt 
alle Eiſenbahnen übernimmt. Statt die Frage einfach zu beantworten, will 
der Staat ſich auf eine Aetiengeſellſchaft einlaſſen, bei welcher der fiskaliſche 
Einfluß nur gering ift. Der Staat wird nicht nur Actionát, ſondern auch 
Vermiether von allen möglichen Räumen. Man käme ae dahin, wogegen 
die ganze Volkswirthſchaft Jahrzehnte Yon gekämpft hat, daß der Staat 
Induſtrie betreibe. Muß denn nun dies Project zur Ausführung gebracht 
werden? Man jagt, es wäre dar als wohlfeil gekauft worden; noch ehe 
dieſe Bahn See e fertip” war, kauften ſchon Vorkäufer in den zu be- 


rührenden Straßen, ehe im „ublikum etwas b be. Nicht wohl: 
fei iert Ne de ee e de ekannt wurde. Nich Wein 


: ‚euer fino die Grundſtücke gekauft werden, 
die Unternehmung ſa sehwach it, daß ſie nicht mehr gehalten werden kaun 


andern Geſellſchaften zuſammentritt. 


Wi 
Staat 


men, ſondern gerade erſt zu ihrem wahren Werthe gelangen und zu einer 
viel beſſeren Entwickelung bezüglich des Perſonenverlehrs; nur hege ich das 
Bedenken, daß der Straßenverkehr dadurch in gefährlicher Weiſe überlaſtet 
werden wird. 3 ; 

In Bezug auf die Geldfrage mache ich darauf aufmerkſam, daß, wenn 
ein ſolches Unternehmen lange in der Luft ſchwebt, die Ziffern von Stunde 
zu Stunde auf eine Höhe zu ſteigen pflegen, die Niemand geahnt hat. E 
tt darum die genaueſte Unterſuchung nölhig, ob die Linie auch diejenige iſt, 
welche den Zwecken am beſten entſpricht, und da dies nur durch eine Com⸗ 
miſſion möglich iſt, ſo ſchließe ich mich dem Antrage v. Benda an. 5 

Der Handelsminiſter: Ich verweiſe darauf, daß in dem vorgelegten 
Geſetze über die Conceſſionirung der Eiſenbahnen ein ſogenannter Landes⸗ 
Eiſenbahnplan vorgelegt iſt, welcher die Grundlage für die Entſcheidungen 
rückſichllich der Vorarbeiten zu Eiſenbahnen enthalten ſoll, fo daß dieſer Bla 
weſentlich für die Action der Regierung beſtimmend fein wird. Was ve 
ferneren Staats⸗Eiſenbahnbau betrifft, jo liegt augenblicklich dem Haufe ei 
Entwurf vor, wonach 94 Meilen neuer Staatsbahnen mit einem Koſte 
aufwande von 50 Mil ionen gebaut werden follen. Die Ausführung dleſer 
Anlagen, zu denen fic) die Regierung nach ſorgfältiger Prüfung entſchloſſe 
hat, wird geraume Zeit in Anſpruch nehmen. 75 

bg Lasker: Es wäre rathſam, dieſe Vorlage gemeinſchaftlich mit den 

beiden andern zu behandeln, und mit der Wahl der Commiſſion werden Sie 
vielleicht erſt bis zu dem Zeitpunkte kommen, an welchem wir vielleicht auch 
ſchon die anderen Geſetze zu berathen haben werden. Ich muß nun hier zunäch 
zur Sprache bringen, daß man nach directen Nachrichten wirklich einer nahe 
am Verfall ſtehenden Geſellſchaft hat zu Hilfe kommen wollen, ferner, daß 
unter den Grundſtücken, welche abgenommen wären, das Schickler'ſche fi 
befinde, welches für eine halbe Million gekauft, von der Geſellſchaft aber für 
2 Millionen gekauft werden ſollte. Es wird der Regierung lieb ſein, da 
ſolche Dinge zur Sprache kommen, damit ſie das Falſche vom Wahren 
(heiden kann. Hauptſächlich aber muß ich der Commiſſion dringend die 
Frage ans Herz legen, in welcher Form das Geſchäft vollzogen werden ſoll, 
da es ganz neu tt, daß der Staat zur Bildung einer Acliengeſellſchaft mi 
In der Vorlage vermiſſe ich ferner 
die Beſtimmung, in welcher Weiſe unſere Mitwirkung bei Veräußerungen 
geſichert werden ſoll. Der Paſſus, nach welchem 5000 Thlr. Actien an be⸗ 
ſtimmte Perſonen weiter zu begeben ſind, welche die Geſellſchaft nicht nehmen 
könne, geht ganz klar dahin, daß Vertreter anderer Geſellſchaften durch E 
werbung von Actien als Mitglieder des Verwaltungsrathes eintreten. Solche 
Manipulationen ſind mir gerade in der Zeit, wo wir über die Verbeſſerun 
des Actiengeſetzes verhandeln, äußerſt bedenklich. 5 : 

Es it mir ein Exemplar eines Statutes zugängig gemacht worden, wel⸗ 


a 


Staate nicht geziemt, des äußern Vortheils wegen fic) in Geſchäftsverbin⸗ 
dungen einzulaſſen, die der äußern Form nach mit Hinweiſung auf den 
Staat gebildet waren, freilich zu ganz anderen Zwecken als der Staat fi 
beabſichtigen mag. ä 
Der Finanzminiſter: Der Herr Vorredner hat die Frage gufgeworfe 
ob überhaupt im preußiſchen Staate es ſchon vorgekommen ſei, daß er in 
Verbindung mit Actien⸗Unternehmungen getreten. Ich erwidere darauf, daß 
die glänzendſten Bahnbauten, die im preußiſchen Staate je unternommen 
worden ſind, de auf dieſem Wege zu Stande gekommen find. Im Jahre 
1842 iſt auf Grund des damaligen Gutachtens der Ausſchüſſe des vereinigten 
Landtages ein Syſtem in Ausſicht genommen worden, welches bei der Köln⸗ 
Mindener und bei der Oberſchlefiſchen Eiſenbahn in Anwendung gekommen 
iſt. Die damals gewählte Form war die, daß der Staat ſich mit ½ des 
Geſammtbetrages betheiligte an dem Unternehmen und außerdem eine G 
rantie für die Unternehmung übernahm, andererſeits aber auch Vortheile 
daraus gewann, welche für ihn in finanzieller Beziehung von außerorden 
licher Bedeutung geworden ſind. — Auf die Bemerkungen des Herrn Vo 
redners, welche er in Anknüpfung an die ihm zugegangene Zufchrift, de 
das Schickler'ſche Grundſtück für 500,000 Thtr. angekauft und für 2 Milli 
nen untergebracht worden ſei an die deutſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, ſo er⸗ 
widere ich, daß das Schickler'ſche Grundſtück gar nicht zu denjenigen gehört. 
welche angekauft find. Alſo mit den zwei Millionen fieht es gar nicht fo 
gefährlich aus. Was die Frage betrifft, in wie weit einer Gefel oot durch 
dieſes Unternehmen geholfen werden und in dieſer Hilfe das Mofib für das 
ganze Unternehmen zu ſuchen ſei, ſo habe ich zu antworten, daß meiner An⸗ 
ſicht nach der Staat dadurch. daß er ſich dieſes Unternehmens anzunehmen 
beſchloß, jener Geſellſchaft allerdings einen weſentlichen Dienſt geleiſtet hat, 
daß aber das Motiv für dieſe Handlung nicht allein darguf beruht, jener 
Geſellſchaft zu helfen, ſondern ein fite das allgemeine Intereſſe wichtiges 
Unternehmen zu Stande zu bringen. } 3 
Wir hätten vielleicht ſagen können: Was liegt daran, daß wir es für 
nützlich halten, in Zukunft eine Eiſenbahn auf einem von euch erworbenen 
Terrain zu bauen, wir überlaſſen euch völlig eurem Schickſal, ſeht zu, ob 
5 den Bankerott vermeiden könnt, und wenn nicht, zu welchem Preiſe d 
Grundſtücke veräußert werden müſſen. Vielleicht würde ein ſehr ſtreng rech 
nender Finanzmann es vorziehen, die Geſellſchaft erſt zu Grunde gen zu 
laſſen, um dann die Grundſtücke zu einem Spottpreiſe zu kaufen. Ob dieſe 
Nene dale des Staates würdig wäre, 1 ich Ihrem Urtheil. Die 
Regierung hat bei der erſten Verhandlyang durch Unterhehörden unterſuchen 
laſſen, in wie weit die geſtellten Preiſe anzuerkennen fete oder nicht, und 
ob die Ausſicht auf billigere Preiſe in ſpäterer Zeit vorhanden fet. Die} 
Gutachten find dahin ausgefallen, daß die berechneten Preiſe durchaus dem 
wirklichen Werthe entſprächen. Nun iſt und war die Regierung der Mei⸗ 
nung, daß, wenn durch ihr Eingreifen die Lage der Geſellſchaft, die den 
erſten Gedanken für diefes Unt/ernehmen gehabt hatte, gebeſſert wurde, dies 
durchaus nichts Verwerfliches, fei. Sie würde aber nun und nimmer ſich 
auf den Kauf eingelaſſen holgen ohne die lebhafte Neberzeugung, daß fe den 
geeigneten Zeitpunkt wahrr ahm, um ein wünſcheriswerthes Unternehmen zu 
fördern, und ich erwarte dafür die bereitwillige Unterſtüzung des Hauſes. 
Abg. Miquel; Ich muß mein Urtheil dahin abgeben, daß wenn ein 


| 


mal die Frage bejaht worden iſt, daß es ſowohl im Staatsintereſſe als im 


gemeinen Verkehrsintereſſe liegt, eine ſolche Bahn zu bauen, das Project 


pS ch ausgeführt werden muß. Ob dadurch eine gefährdete Pripatgeſellſchaft 
a relict wird oder nicht, darauf kommt es gar nicht an. Läßt aber der 
Staat die jetzige günſtige Gelegenheit feu ſo könne ſpäter dieſe Unter⸗ 


nehmung nicht allein das Doppelte, ſondern das Zehnfache koſten. Was 
nun die andere hier aufgeworfene Frage betrifft, ob die Bildung einer 
Aͤcliengeſellſchaßf angemeſſen fet oder nicht, fo würde ich der Commiſſion als 
Keinfachſten Ausweg die Bildung einer Commanditgeſellſchaft vorſchlagen, fo 
= daß der Staat Geſchäftsinhaber und Leiter iſt und die Geſellſchaften ſich an 
dem 


Unternehmen betheiligen. Doch werden wir uns im Großen und 
Ganzen ohne Weiteres der Vorlage der Regierung anſchließen können, wenn 
Die 199 19 0 1 ob die Bahn für die Dauer nothwendig oder entbehr⸗ 
ich ſei, bejaht iſt. . 

Der 2 100 Benda wird hierauf angenommen. 5 

Deu alsdann zur erſten Berathung ſtehenden Entwurf eines Fiſcherei⸗ 
geſetzes für den preußiſchen Staat empfiehlt v. Schorlemer⸗Alſt nicht 
an vie Agrarcommiſſion oder eine Commiſſion ad hoc zu überweiſen, ſon⸗ 


dern die zweite Berathung mit der erſten im Plenum zu verbinden, da der 
Entwurf mit dem in der borigen Seſſion vorgelegten und damals genügend 
behandelten faſt identiſch fei. Zufätze, wie ſie im $ 9 gemacht feien, wo die 
Gr ung der Genoſſenſchaften auch Behufs gemeinſchaftlicher Bewirthſchaf⸗ 
tung und Benutzung der Fiſchwaſſer geitattet werde, und ähnliche erheiſchten 
nicht die Wiederholung einer umſtändlichen Commiſſionsberathung. Schließ⸗ 
lich beruft ſich der ſedner auf feine Uebereinſtimmung mit dem abweſenden 
Abgeordneten Dr. Virchow, welcher bekanntlich um dieſes Geſetz beſondere 
Verdienſte habe. { 
| Abgeordeneter v. Benda wünſcht im Intereſſe der neu eingetretenen 
Mitglieder eine Ueberweiſung an die um 7 Mitglieder verſtärkte Agrar⸗ 
com miſſion. g . : 
2 Abgeordneter Schmidt (Stettin) iſt für Berathung im Plenum, da dieſer 
wichtige Gegenſtand in dieſem Haufe einer ernſten Behandlung ſicherer fei 
als im Herrenhauſe, welches denſelben einſt einer Commiſſion überwieſen 
habe, deren Mitglieder insgeſammt Fiſchnamen trugen (p. Salms, v. San: 
ders, v. Plötz ac. ). E . 5 
2 55 Die Durchberathung im Plenum wird darauf mit geringer Majorität 
beſchloſſen. - 
et die Berathung des Geſetzes betreffend das Vormundſchafts⸗ 
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weſen. E 
a Mide Dr. Eberty: Der Geſetzentwurf verdiene das höchſte Lob, er ftehe 
auf der Höhe feiner Zeit. Ein Punkt nur fet darin zu tadeln, daß nämlich 
der Gemeinderath bei der Vormundſchaftsverwaltung betheiligt werde. Viele 
Funktionen des Einzelrichter, wie die Vereidigung des Vormundes, die Prü⸗ 
qu 5199 der Rechnungen, Verhängung von Ordnungsſtrafen 2c., würden weit 
beſſer an eine kollegialiſche Vehörde, wie der Gemeinderath überwieſen 
werden. Falls nach dieſer Richtung hin eine Verbeſſerung des Entwurfes 
ſtattfände, fo würde derſelbe ein Muſter für das ganze Reich fein. 
Jauſtizminiſter Dr, Leonhardt: Es iſt ſeit langen Jahren in den land⸗ 
rechtlichen Provinzen der Monarchie das Bedürfniß nach einer einheitlichen 
Reform des Vormundſchaftsweſens hervorgetreten. Dies Bedürfniß wurde 
von Neuem und insbeſondere bezeugt durch die Berichte der Präſidenten der 
Laudesgerichte und der Appellatiynsgerichte. Die Regierung hat dieſe Wünſche 
nicht unbeachtet gelaſſen, hat vielmehr bereits ſeit 1825 ihre Thätigkeit der 
RNeform des Vormundſchaftsweſens zugewendet. Es find mehrere Entwürfe bear⸗ 
E beitet worden, verſchieden nach Umfang nnd Bedeutung; theilweiſe ſiud dieſelben 
Peröffentlicht, in ein weiteres Stadium der legislativen Thätigkeit fino ſie nicht ge 
langt. 1869 wurden die Arbeiten wieder aufgenommen und im Jahre 1870 wurden 
erichtliche Begutachtungen darüber eingeholt, die ein umfaſſendes kritiſches 
Material lieferten. Daſſelbe wurde ſorgfältigſt geprüft und auf Grund dieſer 
Prüfung wurde der vorliegende Entwurf aufgeſtellt. Man mußte dabei aus 
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Abg. Kirchmann zollt dem Entwurf und der großen Sorgfalt, die dar: 
auf verwendet worden iſt, entſchiedenen Beifall. Nur wenige Punkte bedürfen 
der Verbeſſerung. Dahin gehöre die allzufreie Stellung des Vormundes in 
der Vermögensverwaltung und das Wegfallen des Erziehungberichts. Doch 
ſei das etch fo vorzüglich durchgearbeitet, daß eine Commiffionsberathung 
überfluͤſſig fein würde, zumal die Sache das tägliche Leben betreffe und Jeder⸗ 
mann damit vertraut fet. 

Abg. Philippi findet in dem | 
Ilteber ae daß man noch ein Jahr warte, als daß ein ſchlechtes Geſetz zu 
Stande käme. Jedenfalls erkläre er fic) gegen eine zweite Berathung im 
Plenum; vielmehr beantrage er Verweiſung des Entwurfs in die um 7 Mit: 
glieder verſtärkte Juſtizcommiſſion. 

Abg. Zelle hält eine Commifjionsberathung wohl Für zweckmäßig, doch 
empfehle ſich dazu eine beſondere Commiſſion und qee lediglich in Rückſicht 
auf die ſociale Bededeutung des Entwurfs. Dieſelbe fet gar nicht qu unter 
1 Berlin wie aus den Berichten des Berliner Stadtgerichts ſowohl wie der 
Berliner Commiſſion für Sittenpolizei hervorgehe. Ueber die Hälfte der 
proſtituirten Frauenzimmer und der jugendlichen Verbrecher ſeien Perſonen 
deren Erziehung durch die liederliche Auſſicht des Vormunds vernachläſſigt 
worden fei. Hier müſſe vor Allem das neue Geſetz Abhilfe ition Zur 

Beurtheilung dieſer Verhältniſſe aber fet juriſtiſche Jachkenntniß durchaus 
nicht nöthig, daher könne man hier gänzlich von der Juſtizeommiſſion abſehen. 
Redner beantragt ſchließlich Verweiſung des Entwurfs in eine beſondere 
Commiſſion von 21 pc : 3 a : 

Geb. Sure) Kurlbaum macht in Folge des Mißverſtändniſſes eines 
Vorredners darauf aufmerkſam, daß die Mitwirkung der Gemeinde an der 
vormundſchaftlichen Verwaltung durchaus nicht gering fet. Der Richter folle 
die Auſſicht führen, der Gemeinderath ihm dabei nach allen Richtungen hin 

zur Seite ſtehen. Beſonders habe er das Vorſchlagsrecht. Nur ſelbſtſtändig 
- Dürfe er keine Gewalt ausüben, ſondern müſſe fic) immer an den Richter 
wenden. Ein großer Vortheil werde übrigens noch dadurch erreicht, daß die 
Gemeinderathe mit einander in beſtändiger Verbindung landen: 

Abg. Kaungießer: Der materielle Werth der Vorlage müſſe von allen 
Seiten anerkannt werden; einzelne kleine Schwächen würden leicht in einer 
y commifjarijen Berathung verbeſſert werden. Auch er empfehle aber cine 

beſondere Commiſſion. 5 FR 
Diaas Haus beſchließt darauf Verweiſung des Entwurfes in eine beſondere 
Commiſſion von 21 Mitgliedern. 


Entwürfe große Mängel und würde es 


Gegen 4 Uhr vertagt ſich de 3 Di tes 
Ordnung: Aufhebung d a i Sie 
Berlin, 12. Januar. [Amtliches] Se. Majeftät der König 
Sanitätsrath und Kreisphyſikus Dr. Rothmann zu Eisleben im Mans⸗ 
felder Seekreiſe, dem Pfarrer Gropius zu Seefeld im Regierungsbezirk 
Frankfurt, dem Regierungs⸗Hauptkaſſen⸗Kaſſirer, Rechnungsrath Korth zu 
Cöslin, und dem Koufmann Auguſt Neef zu Höhſcheid bei Solingen den 
Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Ober⸗Packhofs⸗Inſpector Clericus 
zu Danzig den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; dem Stadtförſter 
Grunow zu Schwerin im Kreiſe Birnbaum, dem penſionirten Steuer⸗ 
Receptor Steinbrecher zu Rohrberg im Kreiſe Salzwedel und dem Steuer⸗ 
Auffeher Grotthaus zu Königsberg i. Pr. das Allgemeine Ehrenzeichen; 
ſowie dem Geodätiker Thies, früher zu Stade, jetzt zu Osnabrück, die Ret⸗ 
tungs⸗Medaille am Bande verliehen. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat verliehen den Charakter als Ge: 
heimer Rechnungsrath: den Geheimen expedirenden Secretairen, Rechnungs⸗ 
Räthen Windelband und Strohmeyer vom Kriegs⸗Miniſterium, den 
Charakter als Rechnungsrath: den Geheimen expedirenddn Secretairen und 
Calculatoren Hagelweide, Gerſtenhauer, Schwarz, Wieland und 
Sickmann vom Kriegs⸗Miniſterium, den Buchhaltern Reimann und Herz 
von der General⸗Militär⸗Kaſſe und den Proviantmeiſtern Preuß zu Erfurt, 
Gneckow zu Stettin und Krügel is Danzig, den Charakter als Kanzlei⸗ 
Rath: den Geheimen Regiſtratoren Bandt, Wenk, Schilling, Scharf. 
Damm und Bock vom Kriegsminiſterium, die Erlaubniß zur e der 
Epauletts der Räthe 4. Klaſſe zur bisherigen 75 den Proviantmeiſtern, 
a ee der Suedkämper zu Düſſeldorf, Richter zu Metz und Buske 
zu Berlin. Ex i 2 

Se. Majeſtät der König hat dem Landgerichts⸗Präſidenten Dr. Philippi 
in Elberfeld den Charakter als Geheimer Ober⸗Juſtiz⸗Rath mit dem Range 
eines Rathes zweiter Klaſſe; und dem Kaufmann Joſeph Abraham Moll 
zu Liſſa den Charakter als Commercienrath verliehen. 

Der Ober⸗Gerichtsanwalt H. Dettmar zu Hildesheim iſt zum kommiſſari⸗ 
ſchen Mitgliede des dortigen Königlichen katholiſchen Conſiſtorii ernannt 
worden. — Die Verſetzung des Oberlehrers Molinski vom Marien⸗Gym⸗ 
naſium zu Poſen an das Gymnaſium in Conitz iſt e 
leichsanz. 

[Ihre königlichen Hoheiten der Prinz und die Prin⸗ 
zeſſin von Wales und der Prinz Arthur von Großbritan⸗ 
nien] find heute Früh hier eingetroffen und im kronprinzlichen Palais 
abgeſtiegen. - 

Berlin, 12. Jan. [Som Hofe] Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König empfingen den Beſuch Ihrer Königlichen Hoheiten des Prinzen 
und der Prinzeſſin von Wales und des Prinzen Arthur von Groß⸗ 
britannien und conferirten mit dem Reichskanzler Fürſten v. Bismarck. 

Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin war vorgeſtern in der erſten 
diesjährigen Vorleſung des wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend und 
wohnte geſtern dem Gottesdienſte in der St. Nicolaikirche bei. Ihre 
Majeſtät ertheilte dem Decan von Weſtminſter Audienz. 

Heute empfingen beide Kaiſerliche Majeſtäten den Beſuch Ihrer 
Königlichen Hoheiten des Prinzen und der Prinzeſſin von Wales und 
des Prinzen Arthur von Großbritannien und Irland, welche die ſie 
begleitenden Hofſtaaten den Kaiſerlichen Majeſtäten vorſtellten. 

Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin beſuchte Ihre Königliche Hoheit 
die Prinzeſſin von Wales im Palais Sr. Kaiſerlichen und Königlichen 
Hoheit des Kronprinzen. 

Abends findet heute ein größeres Diner für die hohen Gäſte im 
königl. Palais ſtatt. 

Se. kaiſerliche und königliche Hoheit der Kronprinz ertheilte am 
Sonnabend Vormittag 11% Uhr dem königlichen Kammerherrn Ihrer 
Majeſtät der Königin Eliſabeth, Grafen von Lüttichau, Audienz. Um 
5% Uhr Nachmittags wurde die Garderobe⸗Intendantin der hochſeligen 
Königin, Frau von Cramon, von Ihren kaiſerlichen und königlichen 
Hoheiten dem Kronprinzen und der Kronprinzeſſin empfangen. 

Geſtern Vormittag 11% Uhr nahm Se. kaiſerliche und königliche 
Hoheit einige militäriſche Meldungen entgegen und ertheilte dem Herrn 
Tölge aus Hamburg Audienz. p (R. ⸗A.) 

[Dankſchreiben des Kaiſers.] Die bei Gelegenheit des letzten 
Jahreswechſels ſeitens des Berliner Magiſtrats an Se. Majeſtät den 
Kaiſer und König gerichteten Glückwünſche ſind mit folgendem Dank⸗ 
ſchreiben erwidert worden: 5 

Noch erfüllt von dem ſchmerzlichen Eindrucke des Ereigniſſes, welches am 
Schluſſe des verfloſſenen Jahres Mich und Mein Haus in tiefe Trauer ver⸗ 
ſetzte, habe Ich die Mir aus Anlaß des Jahreswechſels von dem Magiſtrat 
Meiner Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin unterbreitete Adreſſe gleichwohl nicht 
ohne das Gefühl der Erhebung und Befriedigung entgegengenommen. Gern 
bin Ich den darin aufgefriſchten Erinnerungen, namentlich an jene Tage des 
vergangenen Jahres gefolgt, in welchem es Mir vergnönt war, durch er⸗ 
neuten perſönlichen Verkehr mit befreundeten Monarchen die Bande gegen: 
ſeitigen Vertrauens enger zu knüpfen. Wie Ich aus dieſer perſönlichen An⸗ 
näherung erfreuliche Erfolge für die Befeſtigung des Weltfriedens und das 
Wohl der Völker hervorgehen ſehe, ſo gereicht es mir zur beſonderen Genug⸗ 
thuung, daß fic unter fold) günſtiger Geſtaltung der allgemeinen Verhältniſſe 
das Deutſche Reich mit neuen Bürgſchaften für die weitere einheitliche Ent⸗ 
wickelung des Rechts und der Wohlfahrt der Nation hat umgeben können 
und unſer preußiſches Vaterland, troy mancher herben Erfahrung, auf der 
Bahn geijtigen und materiellen Gedeihens rüſtig hat fortſchreiten dürfen. 
Ich knüpfe daran auch für das ſo eben betretene Jahr die beſten Hoffnungen 
und werde auf deren Erfüllung mit allen Meinen, Gott Lob, neu erſtarkten 
Kräften hinzuſtreben nicht müde werden. — Berlin, den 7. Wik lle 

elm. 


[Der „Reichs-Anzeiger“] veröffentlicht nunmehr gleichfalls 
den von der „Kölniſchen Zeitung“ mitgetheilten Wortlaut der päpſt⸗ 
lichen Conſtitution: „apostolicae sedis munus unter Angabe der 
„Köln. Z.“ als Quelle. 

[Ueber die päpſtliche Bulle] bemerkt die heutige „K. 3.“ 
„Eine neue Conſtitution des Papſtes Pius IX. bezüglich der Wahl 
ſeines Nachfolgers, von welcher ſo lange ſchon in unſicheren Gerüchten 
die Rede war, ſoll in der That unler dem 28. Mai v. J. erlaſſen ſein, und 
wir waren vorgeſtern im Stande, dieſelbe unſeren Leſern in wortgetreuer 
Ueberſetzung vorzulegen. Wenigſtens enthält die uns gewordene Mit⸗ 
theilung nichts, was uns an der Echtheit Zweifel erregen könnte. 
Pius IX. befürchtet — d. h. ſeine jeſuitiſchen Rathgeber laſſen ihn 
fürchten —, daß die nächſte Papſtwahl, wenn fle in den gewöhnlich 
geſetzmäßigen Formen vorgenommen werden müßte, zu einem, das 
jetzige jeſuitiſche Syſtem gefährdenden Reſultate führen könnte. Die 
Mächte der Welt, welche „dem katholiſchen Glauben feindlich“ ſind, 
ſinnen vielleicht ſchon, fo ſagt die uns zugegangene Bulle, „wie fie heimlich 
und wie fie Öffentlich ſich entgegenſtellen, damit entweder demnächſt gar kein 
Papſt gewählt werde, oder ein ſolcher, von dem ſie meinen, daß er 
ihren böſen Planen fügſam ſein werde.“ Deshalb entbindet der Papſt 
nun die Cardinäle für die nächſte Papſtwahl und eben ſo für fol⸗ 
gende, wenn ſein Nachfolger nicht ſelbſt anderweitige Fürſorge ge⸗ 
troffen, von den meiſten Vorſchriften der früheren Papſtwahl⸗Conſtitu⸗ 
tionen und den auf dieſe geleiſteten Eiden. Die „Germania“ behauptet 
nun, daß eine gefälſchte Bulle exiſtire und daß die preußiſche Geſandt⸗ 
ſchaft in Rom mit ſolcher getäuſcht worden ſei. Zugleich aber beſtätigt 
die „Germania“, daß eine echte auf die Papſtwahl bezügliche Bulle 
beſtehe, aber noch geheim gehalten werde. Mag nun die uns zuge⸗ 
gangene Bulle die echte oder unechte ſein, ihrem Geſammt⸗Inhalte 
nach, auf den es uns hier ankommt, wird die echte im Weſentlichen 
eben das enthalten, was dieſe enthält, — nämlich Erleichterungen der 
Papſtwahl⸗ Formalitäten zur beſſeren Abwehr des Einfluſſes der welt⸗ 
lichen Mächte und zur leichteren Aufrechterhaltung des jetzt herrſchen. 
den vatieaniſchen Syſtems. Nur dieſer Kern des Inhalts it es, den 
wir hier ſofort beſprechen wollen. Was wir hier ſagen, wird ohne 
Zweifel auch für die noch „geheim gehaltene“ Bulle gelten, wenn 
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[Einlöſung von Obligationen. — 


Regelung der Rechtsverhältniſſe der Beamten und Lehrer 
in Elaß⸗Lothringen. — Zur Wahlthätigkeit.] 
loͤſung der auf Grund des Geſetzes vom 10. Juni 1872, betreffend 
die Entſchädigung der Inhaber verkäuflicher Stellen im Juſtizdienſte, 
ausgebenen Landes-Dbligationen, 
27. October 1873 zur Zurückzahlung gezogen worden ſind, ſindet ſeit 
dem 2. Januar d. J. durch die Bezirkshauptkaſſen in Straßburg, 


Die Ein⸗ 


welche bei der Auslooſung am 


Colmar und Metz ſtatt. Nach der Prüfung der Obligationen durch 
das Bureau für die Landes⸗Schulden⸗Verwaltung in Straßburg erfolgt 
die Auszahlung des Capitalbetrages an den von den genannten Kaſſen 
bezeichneten Tagen. — Durch das Geſetz vom 23. December 1873, 


betreffend die Rechtsverhältniſſe der Beamten und Lehrer, iſt das 
Reichsgeſetz vom 31. März 1873, die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 


beamten betreffend, in Elſaß⸗Lothringen eingeführt worden. Dieſes 
Geſetz ſowohl, wie daß vom 24. December 1873 datirende, welches 
die Penſtonen der Wittwen und Waiſen der Beamten und Lehrer 


regelt, wird manche tüchtige Kraft den Reichslanden erhalten. Bezüg⸗ 


lich der Penſionen und Wariegelder derjenigen an öffentlichen niederen 
Schulen angeſtellten Lehrer, welche ihr Einkommen ganz oder zum 
Theil aus Gemeinde: oder Bezirksmitteln, aus Stiftungen oder aus 
dem Ertrage von Schulgeldern beziehen, iſt beſonders beſtimmt, daß, 
wenn das Dienſteinkommen beim Ausſcheiden des Lehrers aus dem 
activen Dienſte über den geſetzlichen oder reglementsmäßigen Mindeſt⸗ 
betrag hinausgeht, nur der letztere unbedingt, der Ueberſchuß 
hingegen nach feinen durchſchnittlichen Betrage während der 
letzten ſechs Dienftiahre zur Anrechnung kommt. Iſt ein Mindeſt⸗ 
betrag durch Geſetze oder allgemeine Reglements nicht feſtgeſtellt, 
fo wird das Dienſteinkommen überhaupt nach feinem durchſchnitt⸗ 
lichen Betrage während der letzten ſechs Dienſtjahre berechnet. 
Gerade die Penſtonen der Lehrer waren bisher in den Reichslanden 
nichts weniger als geregelt. — Mit dem heutigen Tage hat die am 
3. d. M. begonnene Auslegung der Wählerliſten zum deutſchen Reichs⸗ 
tage aufgehört. Die Wahlberechtigten find wiederholt darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht worden, daß nur der an den Wahlen Theil nehmen kann, 
deſſen Namen in den Liſten enthalten iſt. Wie wenig ſorgfältig aber 
letztere bei uns angelegt worden, haben wir gelegentlich der Bezirks⸗ 
tagswahlen zu beobachten Gelegenheit gehabt. Natürlich waren es nicht 
die Namen der eingeborenen Bürger, welche zu fehlen pflegten, als 
vielmehr lediglich der eingewanderten Deutſchen. — In der vorgeſtern 
hier abgehaltenen allgemeinen Wählerverſammlung, die ein aus dem 
Metzer Wahlverein hervorgegangenes Wahlcomite veranlaßt hatte, wurde 
betont, daß es in Lothringen, im Gegenſatze zum Elſaß, an einer ver⸗ 
mittelnden Partei der Eingeborenen fehle, und daß es darum Pflicht 
der reichsfreundlichen Elemente ſei, ſelbſtſtändig mit einer Candidatur 
hervorzutreten, welche die Beſtrebungen der Reichsregierung nach Kräf⸗ 
ten zu unterſtützen bereit ſei. Nachdem darauf Seitens des Wahl⸗ 
Comites Graf Henckel v. Donnersmarck als Candidat aufgeſtellt 
worden, wurde von anderer Seite her bemerkt, ob es nicht zweck⸗ 
mäßiger geweſen wäre, einen Mann in den Reichstag zu ſchicken, der 
noch jetzt unter uns lebe und die Verhältniſſe des Landes genau kenne. 
Die Verſammlung entſchied ſich ſchließlich, nachdem conſtatirt worden 
war, daß andere in Vorſchlag gebrachte Perſönlichkeiten nicht in der 
Lage wären, ein Mandat annehmen zu können, für den Grafen Henckel. 
— Zweigvereine des Metzer Wahlvereins exiſtiren bereits in Gorze 
und Novéant; die Organiſation eines dritten in Montigny iſt im 
Entſtehen begriffen. — In Saargemünd hat der von der franzöſiſchen 
Partei aufgeſtellte Bürgermeiſter Jaunez eine ev. Wahl zum Reichs⸗ 
tage abgelehnt. Als Candidat wird nunmehr der Abbe Hoffmann 


auftreten. 2 
Schweiz. 

+ Zürich, 9. Januar. [Zur Bundesreviſion. — Herr 
v. Chaudordy. — Verhaftung Blanchets. — Kirchliches. 
Am 19. d. M. treten die eidgen. Räthe wieder zuſammen, um ihre 
Meinungsverſchiedenheiten über die Bundesreviſion auszugleichen. 
Einer der heftigſten Kämpfe wird noch entbrennen über den vom 
Ständerath vollſtändig geſtrichenen Artikel des Nationalraths: „Der 
Bund iſt befugt, über die Anforderungen an die Primarſchule, ſowie 
über die Bedingungen, unter welchen Jemand in derſelben Unterricht 
ertheilen kann, Vorſchriften zu erlaſſen.“ Der Artikel wird von der 
ganzen Partei des Fortſchritts lebhaft unterſtützt; durch ihn allein kann 
man des Unweſens in den Pfaffencantonen der Urſchweiz, in Wallis, 
Freiburg ꝛc. Herr werden. Die Hauptſache iſt hier, wie in Deutſch⸗ 
land, vollſtändige Befreiung der Schule von der Kirche und Geiſtlich⸗ 
keit, weil ſie ſonſt mehr der Verdummung als der Aufklärung des 
Volkes dient. 

Der neue Vertreter Frankreichs, Herr v. Chaudordy, iſt ange⸗ 
kommen. Da er mehr als ſimpler Geſandter, nämlich Botſchaſter iſt, 
fo ließ ihn der Bundesrat) vom Vicekanzler und zwei Weibeln im 
Feſtſtaat mit zwei Kuſchen am Bahnhof abholen. Er hat bereits vor 
dem geſammten Bundesrath ſein Beglaubigungsſchreiben überreicht. 


Ob er wohl Aufklärungen mitbringt über das Verbot einer gamer | 


Zahl ſchweizeriſcher Zeitungen und über die auf ausdrückliche Weifung — 


von Paris verſchärfte Perſonencontrole an der Grenze? — Der Com⸗ 
munardenofſizier Blanchet tft mit feiner Frau nun doch wieder ver⸗ 
haftet worden, um ausgeliefert zu werden; neue franzöſiſche Actenſtücke 
führen den Nachweis, daß fie wegen Diebſtahls correctionell, wegen 
politiſcher Vergehen kriegsgerichtlich verurtheilt wurden. Der Bundes⸗ 
rath macht natürlich zur Bedingung, daß in Frankreich blos wegen 
Diebſtahls vorgegangen werde. : 
Nach einem Oltener Bericht hat dev Altkatholieismus wäh⸗ 
rend des vorigen Jahres eine beträchtliche Ausbreitung in der Schweiz 
gewonnen; das „Trugwerk des römiſchen Lügengeiſtes, des Antichriſts“ 
werde mehr und mehr entlarvt und die Biſchöfe hätten ihren „Ver⸗ 
rath an der chriſtlichen Wahrheit und der Kirche Gottes“ vergebens 
ausgeübt. — Die Berner Regierung ſchickt dem Großrath Kuhn als 
Civilcommiſſär in den Jura, um zu unterſuchen, wie ihre Anordnun⸗ 
gen ausgeführt werden, und um insbeſondere die Unterſchlagung von 
Kirchengütern zu verhindern. — Der verfloſſene „apoſtoliſche Vicar 
und Biſchof“ Mermillod hat aus feiner Verbannung heraus wieder 
einmal durch Flüche fein Herz erleichtert. Aber alles Gefluche ſchlägt 
nur den Gegnern zum Segen aus. Herr Mermillod belegte die drei 


neugewählten Genfer Pfarrer mit dem großen Banner und bedrohte 


alle ihre Anhänger mit den kanoniſchen Strafen. Hat Alles nichts 


geholfen. Die neuen Pfarrer ſind ordnungsmäßig in dichtgefüllter 
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Kirche inſtallirt worden. Bloß in Carouge fielen Unordnungen vor, 4 
bei welchen das ſchöne Geſchlecht, freilich im ſehr häßlichen Exemplaren, 


